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Lage  des  Planungsgebietes

Das Planungsgebiet  liegt  westlich  des  Ortsteils  Mietraching  und  südlich  des  Moos-

bachs.

2.  Anlass  der  Änderung

Der  östliche  Teil des  Bebauungsplanes  Nr. 76 hat bereits  seine  Rechtskraft  verloren,

da für  diese  beiden  Teilbereiche  die Bebauungspläne  Nr. 76  A "Parkgelände  Mie-

traching,  Quartier  am Moosbach"  und  Nr. 76 B "Parkgelände  Mietraching,  Sportpark

Mietraching"  in der  Zwischenzeit  Rechtskraft  erlangt  haben.  Auch  der  verbliebene  Teil,

der  im Wesentlichen  den  Technologiepark  umfasst,  soll  neu überplant  werden.  Auf-

grund  langwieriger  Verhandlungen  mit den  Grundeigentümern  konnte  ein finaler  Vor-

entwurf  für  dieses  Plangebiet  noch  nicht  fertig  gestellt  werden.

Da eine  Umrüstung  des  bestehenden  Heizkraftwerks  an der  Kreuzung  Carl-von-

Ossietzky-Straße  und  Dietrich-Bonhoeffer-Straße,  von  Gas  auf  erneuerbare  Energie-

träger  aus  technischen  Gründen  nicht  möglich  ist, wird  vom  Eigentümer  und  Nahwär-

meversorger  des  Parkgeländes  ein neues  Heizkraftwerk  südlich  des  Bestandsgebäu-

des  (Dietrich-Bonhoeffer-Straße  11)  geplant.  Dieses  neu geplante  Gebäude  soll inner-

halb  der  überbaubaren  Fläche  des  Baufelds  Nr. 21 des  rechtskräftigen  Bebauungspla-

nes Nr. 76 liegen.  Die aus  technischen  Gründen  notwendige  Bauhöhe  von 13,00  m

überschreitet  jedoch  die festgesetzte  Wand-  und  Firsthöhe  des  rechtskräftigen  Bebau-

ungsplanes.

Im Zusammenhang  mit dieser  Maßnahme  soll auch  ein überdachter  Bereich  zwischen

den  beiden  bestehenden  Hallen  geschaffen  werden,  der  im rechtskräftigen  Bebau-

ungsplan  nicht  als überbaubare  Fläche  festgesetzt  ist.

Der  Bebauungsplan  Nr. 76 muss  deshalb  in diesem  Bereich  erneut  geändert  werden.

Planungskonzept

Im Bereich  der  12.  Änderung  werden  die beiden  Baufelder  Nr. 21 und  22 zu dem  neu-

en Baufeld  Nr. 21 Neu verschmolzen.  Die beiden  bisher  festgesetzten  Werte  für  die

maximale  Grundfläche  werden  dabei  summiert.  Beim  Maß der  baulichen  Nutzung

bleibt  der  festgesetzte  Wert  für  die Grundfläche  damit  unverändert.  Auf  die Festset-

zung  einer  Geschossfläche  wird,  wie  bereits  bei der  11.  Änderung,  auch  künftig  ver-

zichtet,  da  das  Maß der  baulichen  Nutzung  über  die Festsetzung  der  maximal  zulässi-

gen  Wandhöhe  und der  maximalen  Grundfläche  ausreichend  bestimmt  ist. Die neue

Nutzungsschablone  für das  neu zusammengefasste  Baufeld  21 Neu  wurde  entspre-

chend  der  inzwischen  rechtskräftigen  11.  Änderung  angepasst.  Damit  ist die  geplante

Überbauung  zwischen  den  beiden  Bestandshallen  möglich.

Lediglich  für  das  turmartige  Gebäude  der  neuen  Heizzentrale  im südöstlichen  Bereich

wird  die Gebäudehöhe  auf  eine  maximale  Wandhöhe  von  11,OO  m und  einer  maxima-

len Firsthöhe  von 13,00  m festgesetzt.  Der  Bereich  mit  der  höheren  Wand-  und  First-

höhe  wird  vom  übrigen  Baufeld  mit  eine  Nutzungstrennlinie  abgegrenzt.
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Im Zusammenhang  mit der  Heizzentrale  wird  die Festsetzung  zum  Maß der  baulichen

Nutzung  dahingehend  mit dem  Punkt  (7) ergänzt,  dass  Kamine  für  Lüftungsanlagen  und

Abluft  die maximal  festgesetzte  Wand-  bzw.  Firsthöhe  überschreiten  dürfen,  jedoch  nur

bis zu einer  maximalen  Höhe  von  26,00  m. Diese  Höhe  bezieht  sich  auf  den  bereits  be-

stehenden  Kamin  der  Bestandsheizzentrale.

Nachdem  die festgesetzte  Grundfläche  nicht  geändert  und  die überbaubaren  Flächen

nur  unwesentlich  geändert  werden,  entsteht  keine  zusätzliche  Versiegelung.  Daher

müssen  die Eingriffsbilanz  und  der  Umweltbericht  nicht  geändert  werden.

Nachdem  sich  die Wandhöhen  der  Bestandsbebauung  im Technologiepark  in einer

Höhe  zwischen  8,50  und 15,0  m bewegen,  entspricht  die Erhöhung  der  zulässigen

Wandhöhe  im südlichen  Änderungsbereich  (ehemaliges  Baufeld  21) von  8,50  m auf

11,O  m, bzw.  die Erhöhung  der  Firsthöhe  im Bereich  des  neuen  Heizkraftwerks  von

10,O  m auf  13,00  m der  überwiegenden  Bestandsbebauung.

Durch  die BebauungspIanänderung  wird  nicht  die Zulässigkeit  von  Vorhaben,  die einer

Umweltverträglichkeitsprüfung  bedürfen,  vorbereitet  oder  begründet  (§ 13  Abs.  1 Nr. 1

BauGB).

Es liegen  keine  Anhaltspunkte  für  eine  Beeinträchtigung  der  in § 1 Abs.  6 Nr. 7 Buchst.

b BauGB  genannten  Schutzgüter  (VogeIschutzgebiete)  vor  (§ 13  Abs.  1 Nr. 2 BauGB).

Es bestehen  auch  keine  Anhaltspunkte  dafür,  dass  Pflichten  zur  Vermeidung  oder  Be-

grenzung  der  Auswirkungen  von  schweren  Unfällen  nach  § 50 Satz  1 des  Bundes-

lmmissionsschutzgesetzes  zu beachten  sind  (§ 13  Abs.  1 Nr. 3 BauGB).

Von  der  Umweltprüfung,  vom  Umweltbericht,  von  der  Angabe  der  Arten  umweltbezo-

gener  Informationen  sowie  von  der  zusammenfassenden  Erklärung  wird  abgesehen

(§ 13  Abs.  3 BauGB).

Die Änderung  bedingt  keine  eigenen  Ausgleichsflächen.

Die Grundzüge  der  Planung  werden  nicht  beeinträchtigt,  damit  kann  das  vereinfachte

Verfahren  gemäß  § 13 BauGB  gewählt  werden

/',usgeetürtigt  am:

München,  07.11.2023

Alexander  von  Angerer

Bad  Aibling,  27.  !]2..  2ü24


